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1	 Vorwort
Dies ist schon der zweite Jahresbericht in Folge, der in erheblichem 

Maße im Zeichen der Corona-Pandemie steht. Corona war und ist eine 

besondere Herausforderung – für Suchtkranke, für ihre Familien, ihr 

Umfeld, die Fachkräfte in der Suchthilfe, aber eben auch für die 

Drogen- und Suchtpolitik selbst. In der Krise waren und sind Zusam-

menarbeit über alle Professionen, Schnelligkeit und Pragmatismus 

gefragt. Nur so konnten und können neue Entwicklungen erkannt und 

die richtigen Weichen gestellt werden. Sicher war nicht alles optimal, 

wie konnte es auch sein? Und doch können wir nach eineinhalb Jahren 

der Krise sagen: Im Großen und Ganzen ist es uns gelungen, Sucht-

kranken auch in diesen Krisenzeiten die Hilfe und die Behandlung 

zukommen zu lassen, die sie so dringend benötigen. Hierzu gehören 

Überlebenshilfen für Schwerstabhängige, etwa die Substitutions

behandlung, genauso wie die stationäre und ambulante Rehabilitation. 

Allen, die dazu beigetragen haben, ein großes Dankeschön! Eines ist 

mir an dieser Stelle ein besonderes Anliegen: Ein großer und spezieller 

Dank gebührt all jenen, die in den vergangenen Monaten in der 

Selbsthilfe Verantwortung füreinander übernommen haben und gezeigt 

haben, wie modern und flexibel Selbsthilfe sein kann. Denn gerade die 

Selbsthilfe war in dieser Zeit für viele Menschen absolut überlebens-

wichtig. Sie ist schließlich von Natur aus alles andere als „corona

konform“ und lebt von der Nähe zum Menschen. Aber Not macht auch 

erfinderisch: Selbsthilfe digital, Selbsthilfe statt in großen Gruppen 

beim Spaziergang im Freien, Selbsthilfe ganz direkt von Mensch zu 

Mensch – was hier geleistet wurde, hat mich wirklich fasziniert!

Aber natürlich war mehr als Corona: In der zweiten Jahreshälfte 2020 

hatte Deutschland den Vorsitz im Rat der Europäischen Union inne. 

Und den haben wir auch in der Drogenpolitik genutzt. Beispielsweise 

ist es unter unserem Vorsitz gelungen, nicht nur eine neue EU-

Drogenstrategie für die Jahre 2021 bis 2025 zu formulieren, sondern 

sie auch – und das war die eigentliche Herausforderung – unter 

wirklich schwierigen Bedingungen erfolgreich zu verabschieden. Ich 

bin sicher: Diese Strategie wird die Drogenpolitik in der Europäischen 

Union in den kommenden Jahren maßgeblich prägen, unter anderem 

weil sie neben den Abschnitten zu Strafverfolgung, Prävention und 

Behandlung erstmals auch ein eigenes Kapitel zur Schadensminderung 

enthält. Gerade international ist das wirklich bemerkenswert.

Wirklich voran gekommen sind wir auch in der Tabakpolitik: Nach den 

Verschärfungen bei der Tabakwerbung und den klaren Regeln zum 

Gesundheitsschutz bei E-Zigaretten können in Zukunft auch die 

Kosten für Arzneimittel zur Tabakentwöhnung durch die Gesetzlichen 

Krankenkassen übernommen werden. Besonders stolz bin ich auch, 

dass es uns gelungen ist, die maßgeblichen Akteure unseres Gesund-

heitssystems für die Bundesinitiative „Rauchfrei leben“ zu gewinnen. 

Gemeinsam wollen wir mehr Menschen für ein rauchfreies Leben 

gewinnen. Eine große Kampagne zum Rauchausstieg war der 

Startschuss.
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Ohnehin müssen wir bei der Prävention in Zukunft eine ganz große 

Schippe drauflegen. Das gilt für das Rauchen genauso wie für alle 

anderen Suchtbereiche. Ich habe deshalb in einer meiner letzten 

großen Pressekonferenzen zwei Prioritäten für die kommende 

Legislaturperiode formuliert: 

1. 	 Wir müssen alles dransetzen, der organisierten Drogenkriminalität 

das Wasser abzugraben. Es darf nicht zu einer Unterwanderung 

rechtsstaatlicher Strukturen kommen, auch Bandenkriege und 

offene Verteilungskämpfe dürfen nicht nach Deutschland 

überschwappen. 

2. 	 Es muss gelingen, die Nachfrage nach sowohl legalen als auch 

illegalen Suchtstoffen zu reduzieren. Und dafür müssen wir vor 

allem die Präventionsarbeit zu Sucht und Drogen auf allen Ebenen 

verstärken, Lücken schließen, Angebote in die Fläche bekommen 

und – ganz wichtig – Angebote verstetigen. Ich weiß: Beides ist zu 

einem erheblichem Teil Aufgabe der Länder. Aber gelingen wird es 

nur gemeinsam. Bund und Länder müssen ihre Kräfte dringend 

bündeln, was wir brauchen, ist eine echte Allianz! 

Wir leben in einer Zeit großer 

gesellschaftlicher Herausforde-

rungen, die wir nur gemeinsam 

bewältigen können. Dies gilt 

gerade für den Bereich Sucht und 

Drogen, hier ist Gemeinsinn das 

Entscheidende. Gefragt ist dabei weder der 

Bund allein noch sind es die Länder, nicht der Staat allein, sondern 

jeder Einzelne von uns, jeder soziale Akteur, jedes Unternehmen und 

jeder Verein. Es geht um eine Gemeinschaftsaufgabe und die müssen 

wir angehen. Während und nach Corona mehr denn je!

Ihre

 

Daniela Ludwig MdB
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Beratung und 
Behandlung

Suchtprävention Schadens- 
reduzierung

Angebotsreduzierung 
und Strafverfolgung

�2	 Nationale Strategie zur  
Drogen- und Suchtpolitik

Grundlage der Drogenpolitik der Bundesregierung ist die „Nationale 

Strategie zur Drogen- und Suchtpolitik“. Sie adressiert sowohl den 

Missbrauch legaler Suchtstoffe wie Tabak und Alkohol als auch den 

Konsum illegaler Substanzen wie Cannabis, Heroin oder Kokain. 

Ebenfalls im Fokus stehen Verhaltensabhängigkeiten, etwa mit Blick 

auf Glücksspiel oder die Nutzung digitaler Medien. Die Strategie 

beschreibt vier Handlungsschwerpunkte („Säulen“): 
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Prävention

Erstes Ziel ist es, dem Suchtmittelmissbrauch und der Entstehung von 

Abhängigkeiten vorzubeugen. Kinder sollen gestärkt und Jugendliche 

auf die mit den „Versuchungen“ von Alkohol, Cannabis & Co. einher-

gehenden Gesundheitsgefahren sensibilisiert werden. Zu unterschei-

den ist zwischen sogenannten verhältnis- und verhaltensbezogenen 

Maßnahmen. Dabei ergänzen sich Maßnahmen, die auf alle Bevölke-

rungsgruppen abzielen, und solche, die speziell diejenigen ansprechen, 

die besonders gefährdet sind beziehungsweise bereits auf problemati-

sche Weise mit Suchtstoffen in Berührung gekommen sind. Ziel der 

Bundesregierung ist es, die Prävention suchtstoffübergreifend zu 

stärken und gefährdete Menschen frühzeitig und strukturiert zu 

erreichen. Wesentlich sind dabei die Aktivitäten der Bundeszentrale 

für gesundheitliche Aufklärung, die durch Modellvorhaben des 

Bundesministeriums der Gesundheit ergänzt werden. Die primäre 

Zuständigkeit für flächendeckende verhaltenspräventive Maßnahmen 

liegt jedoch bei den Ländern, Kommunen und Krankenkassen.

Beratung und Behandlung

Der zweite zentrale Baustein der deutschen Drogenpolitik sind die 

vielfältigen Beratungs- und Behandlungsangebote: Beratung ist in 

vielen Fällen der erste Schritt aus dem Suchtkreislauf, Behandlung der 

zweite. Aus Sicht der Bundesregierung gilt es, das vielfältige Angebot 

ambulanter und stationärer Hilfen in Deutschland zu erhalten und 

weiterzuentwickeln. Auch hierbei liegt die Zuständigkeit bei Ländern, 

Kommunen und Sozialversicherungen. Der Bund kann nur über 

Rahmensetzungen oder Modellprojekte Einfluss nehmen. 

Schadensreduzierung

Prävention, Beratung und Behandlung werden ergänzt durch Maßnah-

men zur Schadensreduzierung bzw. -minimierung. Es geht darum, die 

Gefahren und Schäden des Suchtmittelgebrauchs und von Abhängig-

keitserkrankungen einzudämmen und damit nicht zuletzt die Voraus-

setzungen für ein Überwinden der Suchterkrankung zu schaffen. Zur 

Schadensreduzierung tragen unter anderem Überlebenshilfen wie die 

Einrichtung von Drogenkonsumräumen oder die seitens der Bundes-

regierung zuletzt mit einem Modellprojekt vorangetriebene Ausgabe 

des Notfallmedikaments Naloxon an Drogenkonsumentinnen und 

-konsumenten bei.

Angebotsreduzierung und Strafverfolgung

Unverzichtbar ist nach Ansicht der Bundesregierung zudem die 

Eindämmung des Angebots von Drogen, etwa durch Verkaufsverbote 

und ihre Durchsetzung. Eine Reduzierung des Angebots und seiner 

Präsenz dient – hierbei wird das Zusammenspiel der „Säulen“ deutlich 

– wiederum der Prävention des Suchtmittelgebrauchs und damit 

implizit der Entstehung von Abhängigkeiten. Dabei zielen die Maßnah-

men der Bundesregierung im Wesentlichen auf die Bekämpfung von 

Bandenkriminalität und der sogenannten organisierten Kriminalität ab, 

die weite Teile des Drogenmarktes kontrolliert. 
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3	 Suchtprävention
Präventionsmaßnahmen helfen, riskantem Konsumverhalten, Sucht-

mittelmissbrauch oder der problematischen Nutzung digitaler Medien 

oder Glücksspielangeboten vorzubeugen, sie frühzeitig zu erkennen 

und zu reduzieren. Im Rahmen seiner Zuständigkeit trifft der Bundes-

gesetzgeber regulierende Vorkehrungen zur Verfügbarkeit sowie zum 

Umgang mit Suchtstoffen – die sogenannte Verhältnisprävention 

minimiert suchtspezifische Risikofaktoren in den Lebenswelten. Hinzu 

kommt die Verhaltensprävention: Maßnahmen, die das Verhalten 

beeinflussen, etwa die Aufklärungsarbeit der Bundeszentrale für 

gesundheitliche Aufklärung (BZgA) im Auftrag der Bundesregierung.

In den vergangenen zwölf Monaten ist im Bereich der Suchtprävention 

viel geschehen. Dies gilt insbesondere für die Themenfelder Tabak, 

digitale Medien und die zielgruppenbezogene Prävention für Kinder 

aus suchtbelasteten Familien. Außerdem wurde neben einigen eigenen 

Maßnahmen der Bundesregierung ein breiter Instrumentenkasten für 

die Cannabisprävention in Ländern und Kommunen entwickelt.

3.1	 Eine Politik gegen das Rauchen – und 
für den Rauchausstieg

Tabakwerbung auf ganzer Linie eingeschränkt

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Tabakerzeugnisgesetzes 

2020 wurde die Tabakwerbung weitgehend untersagt: Im Kino besteht 

seit Jahresbeginn bei allen Filmvorführungen, die für Kinder und 

Jugendliche zugelassen sind, ein generelles Werbeverbot für Tabak-

produkte, E-Zigaretten und ihre Nachfüllbehälter. Das Fernsehen und 

das Internet sind nunmehr gänzlich frei von Tabak- und E-Zigaretten-

werbung: Nach Tabakprodukten und nikotinhaltigen E-Zigaretten ist 

seit Jahresbeginn auch die Werbung für nikotinfreie E-Zigaretten in 

allen audiovisuellen Medien verboten. Ferner wurde mit Wirkung zum 

01.01.2021 die Abgabe von Gratiszigaretten außerhalb von Fachge-

schäften sowie das Ausspielen von Tabakwaren als Gewinn bei 

Preisausschreiben untersagt.

Weitere Schritte werden folgen: Die Plakatwerbung („Außenwerbung“) 

wird für konventionelle Tabakprodukte wie Zigaretten ab dem 

01.01.2022 weitestgehend verboten sein. Allein am Tabakfachhandel 

selbst darf noch geworben werden. Ab dem 01.01.2023 wird dieses 

Werbeverbot auch für sogenannte Tabakerhitzer und ab dem 

01.01.2024 für elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter gelten.
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2018 2019

Direkte Werbung, davon: 63.409 53.994

Werbung in Printmedien 50 42

Außenwerbung 61.968 52.523

Werbung im Kino 1.368 1.426

Werbung im Internet 2 3

Sonstige Werbung 22 0

Promotion 122.332 144.632

Sponsorship 7.754 10.886

Gesamte Werbeausgaben 193.495 209.512

TABELLE 1

Jährliche Tabakwerbeausgaben (in 1000 EUR); alle Angaben gerundet. 
(Grundlage sind Meldungen der deutschen Tabakindustrie gem. Art.13 FCTC)

„Dass im gesetzlichen Tabakaußenwerbe­
verbot auch die E-Zigaretten enthalten sind, 
ist ein wichtiger Erfolg! Dafür habe ich mich 
von Anfang an stark gemacht. Schließlich 
dienen diese Produkte gerade Jugendlichen 
immer wieder als Einstieg ins Rauchen. Das 
wollen und müssen wir auch weiterhin durch 
engagierte Prävention verhindern. Insgesamt 
ist Deutschland nämlich auf einem guten 
Weg. Der Anteil der 12- bis 17-Jährigen ist mit 
aktuell 5,6 Prozent auf einem historischen 
Tiefstand.“

Daniela Ludwig

Gesundheitsschutz nun auch bei nikotinfreien 
E-Zigaretten

Seit Jahresbeginn 2021 müssen alle E-Zigaretten die bestehenden 

Regeln zum Gesundheitsschutz einhalten: Galten die Anforderungen 

aus dem Tabakrecht bislang in Deutschland nur für nikotinhaltige 

E-Zigaretten und E-Liquids, finden sie seit 2021 auch auf nikotinfreie 

Produkte Anwendung. Beispielsweise gilt auch für nikotinfreie 

E-Liquids das Verbot für den Einsatz bestimmter Inhaltsstoffe, die ein 

erhöhtes Risiko für den Verbraucher darstellen.
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Tabaksteuer wurde fortentwickelt

2021 hat der Bundesgesetzgeber mit dem Tabaksteuermodernisie-

rungsgesetz auch eine Fortentwicklung der Tabaksteuer mit Wirkung 

überwiegend zum 01.01.2022 beschlossen. Sie sieht Steuererhöhun-

gen für die kommenden fünf Jahre vor. Neben einer leichten Anhe-

bung der Steuersätze für Zigaretten und Feinschnitt unterliegen in 

Zukunft erstmals auch die Nachfüllbehälter von E-Zigaretten der 

Besteuerung. Signifikant angehoben wird die Besteuerung von 

Tabakerhitzern, die bislang lediglich wie Pfeifentabak besteuert 

worden waren. Wesentlich höher besteuert als bisher wird ab kom-

mendem Jahr der Tabak für Wasserpfeifen.

„Der Markt bei Tabak- und E-Zigaretten 
verändert sich schnell. Darauf haben wir bei 
der Tabaksteuer reagiert. Dass wir Wasser­
pfeifentabak jetzt deutlich höher besteuern, ist 
extrem sinnvoll. Denn Wasserpfeifen zu 
rauchen ist viel schädlicher, als die meisten 
denken!“

Daniela Ludwig
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Präventionserfolge unterschiedlich ausgeprägt

Etwa jeder vierte Erwachsene in Deutschland raucht. Die gute 

Nachricht: Bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen liegt der 

Raucheranteil deutlich niedriger. Von den 12- bis 17-Jährigen gaben 

zuletzt nur noch 5,6 Prozent an, regelmäßig zu rauchen. Gut zehn 

Jahre zuvor war der Anteil der rauchenden Jugendlichen noch fast 

drei Mal so hoch. Es rauchten 15,4 Prozent der Jugendlichen. Eine 

vergleichbare Entwicklung ist bei den jungen Erwachsenen erkenn-

bar (21,2 Prozent statt 38,2 Prozent zehn Jahre zuvor). Auch bei den 

Erwachsenen insgesamt ist in den vergangenen gut zehn Jahren ein 

Rückgang des Raucheranteils um etwa ein Drittel zu verzeichnen. 

Dennoch liegt der Raucheranteil mit 21,4 Prozent (zuvor 36,8 Pro-

zent) nach wie vor deutlich höher.

Tödliche Folgen

An keiner anderen Droge sterben mehr Menschen als an den 

Folgen des Rauchens: in Deutschland jährlich 127.000 – das 

entspricht einem Todesfall alle vier Minuten. Rauchen schädigt 

nahezu alle Organe des Körpers und ist der größte vermeidbare 

Risikofaktor für chronische nicht übertragbare Krankheiten. 

Rauchen verursacht und begünstigt viele verschiedene Krebsarten; 

Rauchen ist die bedeutendste Ursache für chronisch obstruktive 

Lungenerkrankungen. Raucher tragen ein deutlich erhöhtes Risiko 

für Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Schlaganfälle. Gleiches gilt 

für einen schweren COVID-19-Verlauf: Studien zufolge wird das 

Risiko hierfür gar verdoppelt. Selbst Nichtraucher im Umfeld von 

Rauchern sind betroffen – Passivrauchen verursacht schwere 

Erkrankungen, denn es steigert u. a. das Risiko für Lungenkrebs, 

koronare Herzkrankheiten und Schlaganfälle um 20 bis 30 Prozent.

Hohe wirtschaftliche Schäden

Auch die durch das Rauchen verursachten volkswirtschaftlichen 

Kosten sind immens hoch: Tabak kostet unsere Gesellschaft jährlich 

ca. 97 Milliarden EUR. Über 28 Milliarden EUR entfallen davon auf 

die Behandlungskosten rauchbedingter Erkrankungen. Allein die 

langfristige Arbeitslosigkeit von Raucherinnen und Rauchern 

belastet die Allgemeinheit mit über 16 Milliarden Euro.

Quelle: Deutsches Krebsforschungszentrum (2020), Tabakatlas Deutschland 2020. Papst 

Science Publishers, Lengerich, S. 69

Info
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Bundesinitiative „Rauchfrei leben“

Nach den Erfolgen in der Prävention hat die Drogenbeauftragte 2021 

das Thema Rauchstopp in den Mittelpunkt ihrer Tabakpolitik gestellt. 

Hintergrund ist der noch immer vergleichsweise hohe Anteil rauchen-

der Erwachsener, insbesondere die Altersgruppe 40+, sowie die zuletzt 

ausgesprochen niedrige Quote an Rauchstoppversuchen.

Zu Beginn des Jahres 2021 hat die Drogenbeauftragte gemeinsam mit 

dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) die Bundesinitiative 

„Rauchfrei leben“ gestartet. Aufgrund der großen Bedeutung dieses 

Anliegens wurden von Anfang an starke und erfahrene strategische 

Partner eingebunden: die Bundeszentrale für gesundheitliche 

Aufklärung (BZgA), die Bundesärztekammer (BÄK), das Aktionsbündnis 

Nichtrauchen (ABNR), der GKV-Spitzenverband (GKV-SV), der Verband 

der Privaten Krankenversicherung (PKV), die Kassenärztliche Bundes-

vereinigung (KBV), die Deutsche Krebshilfe und das Deutsche Krebs-

forschungszentrum (DKFZ). Der Haushaltsgesetzgeber hat für die 

Bundesinitiative rund 1 Million Euro zur Verfügung gestellt. Parallel 

dazu wurden die Mittel für die Rauchfrei-Hotline der BZgA, die auch 

bei der Kampagne eine zentrale Rolle spielt, im Jahr 2021 um 

400.000 Euro aufgestockt.
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„Ich freue mich sehr, dass es im Gespräch mit 
den Haushältern gelungen ist, die Mittel für die 
Suchtprävention im Jugendalter anzuheben. 
Damit können wir ‚Kenn dein Limit.‘ stärken 
und ausbauen. Das unterstützt dann auch 
wieder die Arbeit vor Ort in den Städten, 
Gemeinden und Landkreisen, die wir mit 
Vortiv, der neuen BZgA-Plattform, stärken 
wollen.“

Daniela Ludwig

IRIS-Online-Beratung für Schwangere

Mit IRIS unterstützt die BZgA beim Verzicht auf Rauchen und 

Alkoholkonsum in der Schwangerschaft. IRIS steht für „Individuali-

sierte, risikoadaptierte, internetbasierte Intervention zur Verringerung 

des Alkohol- und Tabakkonsums bei Schwangeren“. Das qualitätsge-

prüfte, kostenlose und anonyme Online-Programm bietet neben 

persönlicher Begleitung, Informationen und Tipps unter 

www.iris-plattform.de auch interaktive Online-Übungen. 

Wurde während der Pandemie mehr getrunken oder weniger? 

Genau werden wir das erst in Monaten, vielleicht Jahren wissen. 

Einer aktuellen Studie zufolge scheint der Alkoholkonsum in 

Deutschland bei vielen Personen zurückgegangen zu sein – jedoch 

weniger stark als in den meisten anderen europäischen Ländern. 

Ein deutlicher Rückgang von Trinkfrequenz und Quantität pro 

Trinkgelegenheit wurde hierzulande nur von 12,5 bzw. 10,4 Pro-

zent der Befragten angegeben (andere Länder: 19,1 bzw. 18,1 Pro-

zent). Ein Anstieg des Konsums wurde von Frauen und Personen, 

die negative Auswirkungen in Beruf und Finanzen erlebt haben, 

sowie von Personen mit riskanten Konsummustern berichtet. Der 

deutlichste Zusammenhang mit der Veränderung des Alkoholkon-

sums konnte mit der Trinkmenge ermittelt werden. Befragte mit 

hochriskantem Konsum (AUDIT-C > 8) sowohl in Deutschland als 

auch in anderen europäischen Ländern berichteten von einem 

Anstieg ihres Konsums.

Quelle: Studie: Alkoholkonsum in Deutschland und Europa während der SARS-CoV-2-

Pandemie; Autoren: Jakob Manthey, Carolin Kilian, Georg Schomerus, Ludwig Kraus, 

Jürgen Rehm, Bernd Schulte. Veröffentlicht: SUCHT (2020), 66 (5), 247-258.

Studie: Alkohol in der Pandemie

http://www.iris-plattform.de
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3.3	 Gesunde Mediennutzung: Praktische 
Hilfe und mehr Jugendschutz

Immer zur Hand und nur einen Wisch oder Knopfdruck entfernt: Nicht 

erst seit der Covid-19-Pandemie zählen digitale Medien zu den selbst-

verständlichen Begleitern unseres Alltags. Doch auch bei der Medien

nutzung gibt es Risiken. Der gesunde und suchtfreie Umgang mit 

digitalen Medien ist eine Kompetenz, die gelernt sein will. Vor diesem 

Hintergrund hat der Deutsche Bundestag den Jugendmedienschutz 

– auch mit Blick auf Suchtgefahren – gestärkt. Die Kampagne „Familie.

Freunde.Follower.“ bietet Hilfestellungen auf dem Weg zu einer gesun-

den Mediennutzung. Hiermit korrespondiert die Kampagne der BZgA 

www.ins-netz-gehen.de. Parallel stärkt das BMG durch mehrere laufende 

Projekte den wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn zum Thema des 

problematischen Medienkonsums. Ergänzt werden diese Maßnahmen 

nunmehr durch eine Vielzahl größerer Projekte zur Fortentwicklung von 

Frühinterventionen und der Behandlung internetbezogener Störungen, 

jeweils finanziert durch den Innovationsfonds. 

http://www.ins-netz-gehen.de
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Jugendmedienschutz modernisiert 

Im Frühjahr 2021 hat der Bundestag das vom Bundesfamilienministe-

rium vorgelegte geänderte Jugendschutzgesetz für einen modernen 

und zeitgemäßen Kinder- und Jugendmedienschutz verabschiedet. 

Das „Zweite Gesetz zur Änderung des Jugendschutzgesetzes“ trat am 

01.05.2021 in Kraft. Das neue Jugendschutzgesetz schützt Kinder und 

Jugendliche vor den spezifischen Gefahren im Netz. Es schafft 

Orientierung für Eltern, Fachkräfte und Jugendliche und schafft die 

Voraussetzungen, diese Regelungen auch gegenüber ausländischen 

Anbietern durchzusetzen.

•	 Alterskennzeichnung bezieht Suchtgefahren ein

Außerdem erhalten Filme oder Spiele verbindliche und einheitliche 

Alterseinstufungen, sowohl im Netz als auch im Einzelhandel. Aus 

Sicht der Suchtprävention entscheidend: Das Gesetz erweitert die 

Alterskennzeichnung für digitale Produkte über die bisherigen 

Kategorien wie Gewalt, Pornografie und Drogen hinaus um sogenann-

te Interaktionsrisiken. Dazu gehören auch die besonderen Suchtgefah-

ren in Computerspielen, die entstehen, wenn langes Spielen durch den 

Aufstieg in höhere Spielstufen belohnt oder Spielunterbrechungen 

durch Punktverluste bestraft werden. Auch die glücksspielähnlichen 

Lootboxen (Schatzkisten) in Computerspielen können in die Alters-

kennzeichnung einfließen.

•	 Interaktionsrisiken werden berücksichtigt

Aufgrund der intensiven Beratung im Bundestag ist es gegenüber dem 

Gesetzesentwurf zu entscheidenden Verbesserungen zum Schutz einer 

gesunden Entwicklung der Kinder gekommen. Beispielsweise wurde 

klargestellt, dass Interaktionsrisiken erhebliche Beeinträchtigungen 

für die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen darstellen können 

und diese Risiken in der Alterseinstufung (Altersfreigabe) selbst zu 

berücksichtigen sind. 

 

Weitere Informationen: 
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/
zweites-gesetz-zur-aenderung-des-
jugendschutzgesetzes-147956

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/zweites-gesetz-zur-aenderung-des-jugendschutzgesetzes-147956
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/zweites-gesetz-zur-aenderung-des-jugendschutzgesetzes-147956
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/zweites-gesetz-zur-aenderung-des-jugendschutzgesetzes-147956
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/zweites-gesetz-zur-aenderung-des-jugendschutzgesetzes-147956
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•	 Vorsorgemaßnahmen für Anbieter werden verpflichtend

Über verpflichtende Vorsorgemaßnahmen zum Schutz von Kindern 

und Jugendlichen, insbesondere bei der Nutzung von Social-Media-

Diensten, werden nationale und internationale Anbieter zudem selbst 

stärker in die Verantwortung genommen. Das Gesetz verpflichtet sie 

zur Eindämmung von Interaktionsrisiken und zur Entwicklung 

geeigneter Schutzkonzepte für junge Nutzerinnen und Nutzer. 

•	 Gesetz stärkt Aufsicht

Die bisherige Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien wird 

2021 zur Bundeszentrale, welche die Vorsorgemaßnahmen bei den 

Anbietern künftig prüft, bei der Umsetzung berät und Verstöße 

ahndet. Sie kann nach einem erfolglosen „dialogischen Verfahren“ 

konkrete Maßnahmen anordnen und ein Bußgeld von bis zu 50 Millio-

nen Euro verhängen.

„Mit diesem Gesetz machen wir den Jugend­
schutz endlich fit für die digitale Welt. Für 
mich entscheidend: Es ist uns gelungen, die 
zentralen Suchtrisiken von Spielen in die 
Sprache des Jugendschutzes zu übersetzen 
– ein wichtiger Schritt gegen die immer 
größeren Herausforderungen im Bereich der 
Medienabhängigkeit. Daran haben wir lange 
gearbeitet. Wir wissen heute, dass manche 
Spiele harmlos, andere hingegen problematisch 
sein können. Umso wichtiger also, dass Eltern 
klar erkennen können, für wen welches Spiel 
geeignet ist und worauf sie achten müssen.“

Daniela Ludwig



ABBILDUNG 8

Informationen und Tipps zur gesunden Mediennutzung

ABBILDUNG 9

Daniela Ludwig mit Moderator Tobias Krell 
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Familie.Freunde.Follower.

Medienkompetenz für alle: Mit ihrer Kampagne „Familie.Freunde.

Follower.“ (FFF) bietet die Drogenbeauftragte eine fachlich abge-

stimmte und niedrigschwellige Hilfestellung für einen gesunden Alltag 

mit Bildschirmmedien in den Familien. FFF legt einen Schwerpunkt 

auf die gesundheitsbezogenen Aspekte der Mediennutzung. Verschie-

dene Aktionen thematisieren Medienkompetenz und lebensweltliche 

Ansätze. Die Kampagne basiert auf den offiziellen Empfehlungen des 

Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte (BVKJ) zum gesunden 

Bildschirmmedienkonsum. Mit FFF schärft die Drogenbeauftragte das 

Bewusstsein für das Phänomen des exzessiven jugendlichen Social-

Media-Konsums. Konkrete Tipps helfen, den Medienkonsum bewusst 

zu gestalten. Familien, Pädagogen und Fachkräfte können auf 

Hilfestellungen zurückgreifen, was ihre Rolle in der Medienwelt 

entscheidend stärkt. 2021 wurden die Materialien der Kampagne 

gemeinsam mit dem BVKJ unter anderem über die deutschen 

Kinderarztpraxen verbreitet. 

 

 

 

 

 

http://www.familiefreundefollower.de

http://www.familiefreundefollower.de
http://www.familiefreundefollower.de


ABBILDUNG 10

Die Elternschultüte bietet umfangreiche Informationen

ABBILDUNG 11

Schularbeitsheft zum Thema Mediensucht

Schularbeitsheft

Tobi Krell erklärt

MEDIEN
SUCHT

Mit fachlicher Begleitung durch

 Jakob Florack 

(Deutsche Gesellschaft für Kinder- 

und Jugendpsychiatrie)
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Ein neuer Erklärfilm der Drogenbeauftragten mit dem bekannten 

Moderator Tobias Krell sowie verschiedene Schulmaterialien informie-

ren Eltern, Lehrer und Schüler über gesundheitliche Risiken digitaler 

Medien. Der Film ist auf dem YouTube-Kanal des BMG, der Webseite 

der Drogenbeauftragten und über den Deutschen Bildungsserver 

sowie die Landesmedienanstalten und die Schullernplattformen der 

Länder breit zugänglich. 

Zum Start des Schuljahres 2021/2022 wurde mit dem Bundeselternrat 

eine gemeinsame Elternschultüte entwickelt. Diese richtet sich an Eltern 

von Erstklässlern und bietet digital und in einer limitierten Druckauflage 

wichtige Tipps zum Umgang mit digitalen Medien. Gemeinsam mit der 

Kultusministerkonferenz und weiteren Partnern der FFF-Kampagne 

wurde die Elternschultüte im August bundesweit beworben und von 

zahlreichen Grundschulen für die Begrüßung der neuen Schülerinnen 

und Schüler sowie ihrer Familien in ihren Schulen genutzt.

https://www.bildungsserver.de/ 
onlineressource.html?onlineressourcen_id=62233

https://www.drogenbeauftragte.de/
familiefreundefollower/

https://www.bildungsserver.de/onlineressource.html?onlineressourcen_id=62233
https://www.bildungsserver.de/onlineressource.html?onlineressourcen_id=62233
https://www.drogenbeauftragte.de/familiefreundefollower/
https://www.drogenbeauftragte.de/familiefreundefollower/
https://www.drogenbeauftragte.de/familiefreundefollower/
https://www.bildungsserver.de/onlineressource.html?onlineressourcen_id=62233
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Mediennutzungsverhalten bei Kindern

Die KIM-Studie 2020 „Kindheit, Internet, Medien“ der Medien

anstalt Rheinland-Pfalz bildet das Medienverhalten der 6- bis 

13-Jährigen in Deutschland ab. Für die repräsentative Studie wurden 

rund 1.200 Kinder und ihre Haupterzieherinnen und -erzieher zu 

ihrem Mediennutzungsverhalten befragt. Es zeigte sich, dass neben 

dem linearen Fernsehen die Nutzung von Streamingdiensten eine 

immer wichtigere Rolle spielt. Inzwischen haben 44 Prozent der 

Haushalte mit Kindern ein entsprechendes Abo. Die erstmals 

erhobene Nutzungsdauer zeigt mit durchschnittlich 24 Minuten, dass 

Netflix & Co. ihren Platz im Medienalltag von Kindern erobert haben.

 
 
 
www.mpfs.de

 
Mediennutzung im ersten Lockdown

Die Zwischenergebnisse einer Studie des Deutschen Zentrums für 

Suchtfragen des Kindes- und Jugendalters am UKE und der 

DAK-Gesundheit zeigen: Nachdem Jugendliche zwischen 11 und 

18 Jahren im September 2019 wochentags noch durchschnittlich 

83 Minuten digitale Spiele nutzten, waren es im April 2020 ganze 

132 Minuten. Damit lag die Nutzungszeit um 59 Prozent höher als 

noch vor der Pandemie. Laut der dritten Befragung im November 

2020 ging der Wert um 15 Prozent auf 115 Minuten zurück, lag 

jedoch weiter deutlich über Vorkrisenniveau. Ähnlich bei den 

sozialen Medien: Von 116 Minuten im September 2019 stieg die 

Durchschnittsnutzung auf 189 Minuten im April 2020 und sank auf 

147 Minuten im November 2020.

 
 
https://www.dak.de/dakonline/live/dak/
bundesthemen/gaming-studie-2443586.html#/

 
Kinderreport 2021: Maßnahmen gegen Mediensucht gefordert

Dem Kinderreport des Deutschen Kinderhilfswerkes 2021 zufolge 

fordert ein Großteil der Bevölkerung in Deutschland umfangreiche 

Maßnahmen, um Mediensucht und zu viel Mediennutzung von 

Kindern und Jugendlichen entgegenzuwirken. Eine große Mehrheit 

plädiert für eine Kennzeichnung entsprechender Medien. Zudem 

sollten Eltern stärker über das Thema Mediensucht informiert und 

Therapie- sowie Beratungsangebote ausgebaut werden.

 
 
https://www.dkhw.de/schwerpunkte/
kinderrechte/kinderreport-2021/

Info

http://www.mpfs.de
https://www.dak.de/dakonline/live/dak/bundesthemen/gaming-studie-2443586.html#/
https://www.dak.de/dakonline/live/dak/bundesthemen/gaming-studie-2443586.html#/
https://www.dkhw.de/schwerpunkte/kinderrechte/kinderreport-2021/
https://www.dkhw.de/schwerpunkte/kinderrechte/kinderreport-2021/
https://www.dak.de/dakonline/live/dak/bundesthemen/gaming-studie-2443586.html#/
http://www.mpfs.de
https://www.dkhw.de/schwerpunkte/kinderrechte/kinderreport-2021/
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Memorandum zur digitalen Mediennutzung 

In der Öffentlichkeit wird die Mediennutzung von Kindern und 

Jugendlichen kontrovers diskutiert. Die einen lehnen frühen Medien-

konsum ab, um die geistige und körperliche Entwicklung der Kinder 

nicht zu gefährden, andere propagieren eine möglichst frühzeitige 

Nutzung digitaler Medien, um Kinder frühzeitig an digitale Medien 

heranzuführen. Dieses Paradox führt immer wieder zu widersprüch-

lichen wissenschaftlichen Empfehlungen. 

Das vom BMG geförderte Projekt wird im Herbst 2021 starten. Es zielt 

auf die Erstellung eines interdisziplinären „Memorandums Pädagogik: 

Medien: Abhängigkeit 2025“. Dabei soll es sowohl die gegensätzlichen 

als auch die gemeinsamen Positionen der zu beteiligenden Fachrich-

tungen transparent darstellen, Leitgedanken und Empfehlungen 

daraus ableiten und diese für die Praxis aufbereiten. Durch eine 

allgemeinverständliche Aufbereitung und hohe Verbreitung der 

Ergebnisse soll eine breite gesellschaftliche Akzeptanz für eine 

gemeinsame Sichtweise auf Bedeutung und Risiken digitaler 

Anwendungen erreicht werden.

Innovationsfondsprojekte zur Mediennutzung

Der beim Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) eingerichtete 

Innovationsausschuss fördert Projekte zur Verbesserung der 

Versorgung bei internetbezogenen Störungen.

•	 SCAVIS – Sensibilisierung für internetbezogene Störungen

Das Projekt SCAVIS (Stepped Care-Ansatz zur Versorgung 

internetbezogener Störungen) sensibilisiert im Rahmen des 

betrieblichen Gesundheitsmanagements für internetbezogene 

Störungen. Ein gestuftes Versorgungsmodell kombiniert Präven

tions- und Behandlungselemente.

https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/
neue-versorgungsformen/
scavis-stepped-care-ansatz-zur-versorgung-
internetbezogener-stoerungen.380

Info

https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/scavis-stepped-care-ansatz-zur-versorgung-internetbezogener-stoerungen.380
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/scavis-stepped-care-ansatz-zur-versorgung-internetbezogener-stoerungen.380
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/scavis-stepped-care-ansatz-zur-versorgung-internetbezogener-stoerungen.380
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/scavis-stepped-care-ansatz-zur-versorgung-internetbezogener-stoerungen.380
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/scavis-stepped-care-ansatz-zur-versorgung-internetbezogener-stoerungen.380
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•	 OMPRIS – Problematischen Medienkonsum präventiv behandeln 

Ob Internet-, Cybersex- oder Computerspielsucht: Das Projekt 

OMPRIS (Onlinebasiertes Motivationsprogramm zur Reduktion des 

problematischen Medienkonsums und Förderung der Behandlungs-

motivation bei Menschen mit Computerspielabhängigkeit und 

Internetsucht) bekämpft chronische Suchtentwicklung rund um 

digitale Medien.  

 

https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/
versorgungsforschung/
ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-
zur-reduktion-des-problematischen-
medienkonsums-und-foerderung-der-
behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-com-
puterspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233

•	 Res@t – Interventions-App gegen medienbezogene Störungen

Schnell, wohnortunabhängig und niederschwellig digital: Das 

Online-Interventionsprogramm Res@t (Ressourcenstärkendes 

Adoleszenten- und Eltern-Training bei medienbezogenen Störun-

gen) möchte Kindern und Jugendlichen mit medienbezogener 

Störung (MBS) sowie ihren Familien eine individuelle Behandlung 

per Interventions-App ermöglichen.

 

 

 

https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/
neue-versorgungsformen/resatt- 
ressourcenstaerkendes-adoleszenten-und-eltern-
training-bei-medienbezogenen-stoerungen.424

Info

https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-zur-reduktion-des-problematischen-medienkonsums-und-foerderung-der-behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-computerspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-zur-reduktion-des-problematischen-medienkonsums-und-foerderung-der-behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-computerspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-zur-reduktion-des-problematischen-medienkonsums-und-foerderung-der-behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-computerspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-zur-reduktion-des-problematischen-medienkonsums-und-foerderung-der-behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-computerspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-zur-reduktion-des-problematischen-medienkonsums-und-foerderung-der-behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-computerspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-zur-reduktion-des-problematischen-medienkonsums-und-foerderung-der-behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-computerspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-zur-reduktion-des-problematischen-medienkonsums-und-foerderung-der-behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-computerspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/resatt-ressourcenstaerkendes-adoleszenten-und-eltern-training-bei-medienbezogenen-stoerungen.424
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/resatt-ressourcenstaerkendes-adoleszenten-und-eltern-training-bei-medienbezogenen-stoerungen.424
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/resatt-ressourcenstaerkendes-adoleszenten-und-eltern-training-bei-medienbezogenen-stoerungen.424
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/resatt-ressourcenstaerkendes-adoleszenten-und-eltern-training-bei-medienbezogenen-stoerungen.424
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/resatt-ressourcenstaerkendes-adoleszenten-und-eltern-training-bei-medienbezogenen-stoerungen.424
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/ompris-onlinebasiertes-motivationsprogramm-zur-reduktion-des-problematischen-medienkonsums-und-foerderung-der-behandlungsmotivation-bei-menschen-mit-computerspielabhaengigkeit-und-internetsucht.233
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3.4	 Glücksspiel: Spieler- und Jugendschutz 
intensivieren 

Glücksspielabhängigkeit ist eine Verhaltenssucht: Spielsüchtige 

können den Impuls zu spielen nicht ausreichend kontrollieren. 

Manche verspielen nicht nur ihr eigenes Hab und Gut, sondern auch 

jenes ihrer Familie. Betroffenen und Angehörigen bietet die BZgA 

Beratung und Hilfe im Internet (www.check-dein-spiel.de) und 

Unterstützung durch mehrsprachige kostenlose Telefonhotlines an. 

 
 

https://www.check-dein-spiel.de/hilfe/
telefon-beratung/

Schutz beim Online-Glücksspiel konsequent durchsetzen

Im Juli 2021 ist der neue Glücksspielstaatsvertrag der Länder in Kraft 

getreten. Unter bestimmten Voraussetzungen können Angebote des 

Online-Glücksspiels nun zugelassen werden. Außerdem sieht der Vertrag 

eine Vielzahl von Regelungen zum Spieler- und Jugendschutz vor. Die 

Drogenbeauftragte hat sich 2021 mehrfach an die Länder gewandt und 

eine konsequente Durchsetzung der vereinbarten Standards eingefordert.

„Ich appelliere deshalb an Sie,

•	 durch eine Stärkung der 

entsprechenden Stellen 

kurzfristig eine umfassende 

Wahrnehmung der Kon-

troll- und Vollzugspflichten 

im Spieler- und Jugend-

schutz sicherzustellen, 

•	 die im Glücksspielstaats

vertrag beschriebenen 

Werbebeschränkungen 

etwa mithilfe einer neuen 

Werberichtlinie weiter zu konkretisieren und dabei unter 

anderem klarzustellen, dass die Werbung weder nach Inhalt 

noch Medium spezifisch auf Jugendliche oder vulnerable 

Gruppen ausgerichtet sein darf, 

•	 den Staatsvertrag selbst mit Blick auf die Werbung für 

Sportwetten anzupassen: Dass in TV und Internet – anders als 

für Online-Casinos – bereits tagsüber für Sportwetten 

geworben werden darf, wie es etwa während der Fußball-Eu-

ropameisterschaft täglich der Fall war, ist mit einem wirkungs-

vollen Jugendschutz nicht vereinbar.“

Auszug aus dem Schreiben der Drogenbeauftragten  
an die Ministerpräsidenten der Länder (August 2021)

http://www.check-dein-spiel.de
https://www.check-dein-spiel.de/hilfe/telefon-beratung/
https://www.check-dein-spiel.de/hilfe/telefon-beratung/
https://www.check-dein-spiel.de/hilfe/telefon-beratung/
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Besserer Schutz vor glücksspielähnlichen Elementen in 
Online-Spielen

Der Übergang von Gaming zu Gambling ist fließend. In den letzten 

Jahren hielten Modelle wie „Lootboxen“ oder In-Game-Käufe 

verstärkt Einzug in Computerspiele. Lootboxen sind Schatzkisten, die 

den Spielverlauf zugunsten des Spielers verändern können. In der 

Regel kosten sie Geld, der Inhalt ist vom Zufall abhängig. Dadurch 

weisen sie starke glücksspielähnliche Elemente auf. Das neue Jugend-

schutzgesetz sieht erstmals vor, dass bei der Festlegung der Alters-

grenzen auch entwicklungsbeeinträchtigende Umstände berücksich-

tigt werden können, die außerhalb der medieninhaltlichen Wirkung 

liegen, etwa Lootboxen.

Um die Diskussion über eine Fortentwicklung des Spieler- und 

Jugendschutzes im Online-Glücksspiel zu unterstützen, hat das BMG 

durch die Universität Bremen und das ZIS Hamburg noch einmal 

herausarbeiten lassen, welche Instrumente grundsätzlich geeignet 

erscheinen, die zu einer wirkungsvollen Prävention im Netz beitragen 

können: Zentral sind nach Aussagen der Wissenschaftler sowohl 

verhältnispräventive Komponenten wie Altersverifizierungen, Werbe-

beschränkungen und Fremdsperren. Aber auch verhaltenspräventive 

Maßnahmen wie ein personalisiertes Feedback können einen Beitrag 

leisten, ebenso die Kombination aus Verhaltens- und Verhältnismaß-

nahmen (z. B. Einzahl-, Einsatz- oder Verlustlimits).  

 
 
https://www.isd-hamburg.de/wp-content/ 
uploads/2021/02/Abschlussbericht_SJSOG.pdf

https://www.isd-hamburg.de/wp-content/uploads/2021/02/Abschlussbericht_SJSOG.pdf
https://www.isd-hamburg.de/wp-content/uploads/2021/02/Abschlussbericht_SJSOG.pdf
https://www.isd-hamburg.de/wp-content/uploads/2021/02/Abschlussbericht_SJSOG.pdf
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Glücksspielabhängigkeit in Deutschland

In Deutschland leben circa 229.000 problematisch und 200.000 

pathologisch Glücksspielende. Wie sich die Pandemie auf das 

Glücksspielverhalten ausgewirkt hat, ist derzeit noch ungewiss. Zwar 

waren die Spielhallen lange geschlossen, doch das Online-Glücks-

spiel war weiterhin rund um die Uhr und an jedem Ort verfügbar. 

Migrationshintergrund, niedriges Einkommen und junges Alter 

sind signifikante Faktoren für das Entstehen eines problemati-

schen oder gar pathologischen Glücksspielverhaltens. Auch die 

Altersgruppe der 55- bis 70-Jährigen steht im Fokus: Je älter, 

desto regelmäßiger werden Glücksspiele gespielt. Rund 15 Pro-

zent der über 55-Jährigen spielen mindestens einmal in der 

Woche – im Vergleich zu etwa 4 Prozent der 21- bis 25-Jährigen. 

2019 lag die 12-Monatsprävalenz an einem beliebigen Glücksspiel 

bei den 56- bis 70-Jährigen bei 40,2 Prozent. Das BMG fördert 

deshalb eine Studie zur Glücksspielsucht im Alter, die sich damit 

auseinandersetzt, wie individuelle und gesellschaftliche Folge-

schäden reduziert oder vermieden werden können.

 
https://www.bzga.de/fileadmin/user_upload/
PDF/studien/BZgA-Forschungsbericht_
Gluecksspielsurvey_2019.pdf S. 9, 10, 74, 78

[1] https://www.bzga.de/infomaterialien/unterrichtsmaterialien/nach-themen-sortiert/3455/

Info

„Glücksspielähnliche Elemente haben in 
Spielen für Kinder und Jugendliche nichts 
verloren. Jugendschutz muss mit der Zeit 
gehen und sicherstellen, dass Kindern kein 
Glücksspiel serviert wird – egal, wie bunt es 
verpackt ist. Games und Apps sollten nur 
altersgerechte und keine süchtig machenden 
Inhalte anbieten. „Interaktionsrisiken“ sind 
keine Bagatelle, schon gar nicht bei Kindern. 
Schließlich sollen digitale Medien Spaß und 
nicht arm oder krank machen!“

Daniela Ludwig

https://www.bzga.de/fileadmin/user_upload/PDF/studien/BZgA-Forschungsbericht_Gluecksspielsurvey_2019.pdf
https://www.bzga.de/fileadmin/user_upload/PDF/studien/BZgA-Forschungsbericht_Gluecksspielsurvey_2019.pdf
https://www.bzga.de/fileadmin/user_upload/PDF/studien/BZgA-Forschungsbericht_Gluecksspielsurvey_2019.pdf
https://www.bzga.de/infomaterialien/unterrichtsmaterialien/nach-themen-sortiert/3455/
https://www.bzga.de/fileadmin/user_upload/PDF/studien/BZgA-Forschungsbericht_Gluecksspielsurvey_2019.pdf


31

Jahresbericht 2021 | Suchtprävention

3.5	 Prävention bei illegalen Drogen 
unerlässlich

Die Gesundheit aller zu fördern, Konsum zu vermeiden und Miss-

brauch oder Abhängigkeit entgegenzuwirken – hierum muss es gerade 

auch mit Blick auf den Konsum illegaler Drogen gehen. Dabei stellt 

sich besonders die Frage: Wie, wann und wo lassen sich (potenzielle) 

Konsumierende erreichen? Das BMG hat die Entwicklung einer 

Vielzahl von Präventionsansätzen im Bereich der inidizierten Präven-

tion durch die Förderung von Modellprojekten unterstützt. Die BZgA 

stellt bundesweit Informationen und Materialien zur Verfügung.

Maßnahmenpaket Cannabisprävention

Die mit großem Abstand am weitesten verbreitete Droge unter Jugend-

lichen ist Cannabis. „Kiffen“ ist bei vielen Jugendlichen ein Thema: Mit 

dem Symbol wird kokettiert, Hanfpflanzen zieren Rucksäcke. Eine 

sachliche Aufklärung über die Risiken des Cannabiskonsums bleibt meist 

außen vor. Doch wie erreicht man die Jugendlichen, bevor aus der 

Neugierde ein Ausprobieren wird? Wie geht man vor, wenn das Auspro-

bieren zur Gewohnheit geworden ist? Was kann die Familie tun – was 

die Schule? Hier nun einige der laufenden Maßnahmen und Projekte:

•	 Online-Information neutral und adressatengerecht

Zur direkten Information von 

Jugendlichen, aber auch als 

fachlich abgesicherte 

Informationsplattform für 

Eltern sowie Lehr- und 

Fachkräfte hat die BZgA im 

Jahr 2020 die Webseite www.cannabisprävention.de entwickelt. Mithilfe 

der Kampagne „Mach dich schlau“ wurden Jugendliche nach der 

Veröffentlichung in den sozialen Medien auf dieses Informations

angebot hingewiesen. 2021 wurde www.cannabisprävention.de um die 

Videoplattform „Mach dich schlau TV“ ergänzt, die ebenfalls mithilfe 

der sozialen Medien bekannt gemacht wird. All diese Angebote 

erweitern das bereits seit mehreren Jahren bestehende Informations

angebot des BZgA-Projektes „Drugcom“, das in erster Linie an Menschen 

mit ersten Konsumerfahrungen gerichtet ist. 

 
 
 

https://www.cannabispraevention.de

http://www.cannabispraevention.de
http://www.cannabispraevention.de
https://www.cannabispraevention.de
https://www.cannabispraevention.de
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Im Rahmen der Befragung zum Epidemiologischem Suchtsurvey 

(ESA) gaben 7,1 Prozent an, dass sie innerhalb der letzten zwölf 

Monate Cannabis konsumiert hätten. 0,6 Prozent der Befragten 

wiesen eine Cannabisabhängigkeit auf, weitere 0,6 Prozent einen 

missbräuchlichen Konsum. Unter den Konsumentinnen und 

Konsumenten lag der Anteil der Abhängigen bei etwas über neun 

Prozent (9,3). Hinzu kamen acht Prozent, bei denen ein missbräuch-

licher Konsum festgestellt werden konnte. 

Besonders ausgeprägt sind gesundheitliche Probleme bei jüngeren 

Konsumentinnen und Konsumenten.

Cannabisabhängigkeit

Altersgruppen

Gesamt 18-20 21-24 25-29 30-39 40-49 50-59 60-64

Missbrauch1)

Gesamtstichprobe 0,6 1,5 2,6 1,7 0,5 0,0 0,0 0,1

Konsumenten 2) 8,0 6,2 11,6 10,8 8,3 0,0 0,0 15,3

Abhängigkeit1)

Gesamtstichprobe 0,6 2,6 1,7 1,7 0,4 0,4 0,0 0,0

Konsumenten 2) 9,3 10,8 7,6 11,3 6,0 15,2 0,0 0,0

Details unter:  
https://www.esa-survey.de/fileadmin/user_
upload/Literatur/Berichte/ESA_2018_Tabellen_
Drogen.pdf (S. 9)

1) Missbrauch und Abhängigkeit von illegalen Drogen nach DSM IV. 
2) Konsumenten der letzten 12 Monate.

Quelle: Epidemiologischer Suchtsurvey 2018 (Tabelle 4: Cannabismissbrauch und -abhängigkeit)

TABELLE 2

Cannabismissbrauch und Cannabisabhängigkeit nach DSM IV in den letzten 12 Monaten (Gesamtstichprobe und Konsumenten) (Prozent)

https://www.esa-survey.de/fileadmin/user_upload/Literatur/Berichte/ESA_2018_Tabellen_Drogen.pdf
https://www.esa-survey.de/fileadmin/user_upload/Literatur/Berichte/ESA_2018_Tabellen_Drogen.pdf
https://www.esa-survey.de/fileadmin/user_upload/Literatur/Berichte/ESA_2018_Tabellen_Drogen.pdf
https://www.esa-survey.de/fileadmin/user_upload/Literatur/Berichte/ESA_2018_Tabellen_Drogen.pdf
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•	 Niedrigschwellige Cannabisprävention für Jugendliche in 
schwierigen sozialen Lagen

Jugendliche in schwierigen sozialen Lagen scheinen empfänglicher für 

Cannabis. Mit welchen Präventionsmaßnahmen werden diese 

Jugendlichen erreicht? Seit 2021 fördert die BZgA ein Projekt der 

Fachstelle für Suchtprävention in Berlin zur Cannabisprävention für 

sozial benachteiligte Jugendliche.

 
 
 
https://www.berlin-suchtpraevention.de/

•	 Schluss mit den Mythen: Cannabis-Materialien für die Schule 

Daneben wurden umfassende Materialien zur Thematisierung des 

Themas Cannabis im Schulunterricht entwickelt. Dazu gehört das 

kostenlose Heft „Cannabis – Materialien für die Suchtprävention in 

den Klassen 8-12“. Darüber hinaus wird es ergänzt durch zwei 

Erklärfilme und ein Begleitheft für Lehrer. 

https://www.berlin-suchtpraevention.de/
https://www.berlin-suchtpraevention.de/
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QuaSiE – Suchtprävention für die stationäre Jugendhilfe

Weit über Cannabis hinaus reicht das gerade abgeschlossene und durch 

das BMG finanzierte Modellprojekt des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe, in dem es darum ging, Wege zur qualifizierten 

Suchtprävention in stationären Jugendhilfeeinrichtungen zu 

entwickeln.

 
 

https://www.lwl-ks.de/de/projekte/quasie/

Das neue nationale Frühwarnsystem

Immer wieder tauchen in der Drogenszene unbekannte psychoaktive 

Stoffe auf, oder es werden neue Konsumtrends beobachtet, die zu 

erheblichen gesundheitlichen Folgen führen können. Um frühzeitig 

und besser warnen zu können, hat das Institut für Therapieforschung 

(IFT) im Juni 2021 das vom BMG unterstützte „National Early Warning 

System“ (NEWS) gestartet. Das Projekt entwickelt ein nationales 

Frühwarnsystem für neue psychoaktive Substanzen und 

Medikamentenmissbrauch. Gewarnt wird über die Webseite, die 

sozialen Medien und die App des Projekts Mindzone. 

•	 FriDA – Frühintervention bei Drogenmissbrauch in der 
Adoleszenz

Manche Jugendliche greifen bereits in sehr jungen Jahren zum ersten 

Mal zum Joint. Obwohl sie erkennbar Hilfe brauchen, finden sie selten 

den Weg in die Suchthilfe. Oft sind Eltern und Schulen ratlos. Das vom 

BMG geförderte Projekt „FriDA“ bietet einen systemisch-familien-

orientierten Ansatz für die Suchtberatung Jugendlicher. Drogen- und 

Suchtprobleme sollen möglichst früh erkannt und positiv beeinflusst 

werden. 

 
https://www.drogenbeauftragte.de/presse/detail/
drogenbeauftragte-ludwig-unterstuetzt-jugend-
fruehinterventionsprojekt-frida/

https://www.lwl-ks.de/de/projekte/quasie/
https://www.lwl-ks.de/de/projekte/quasie/
https://www.drogenbeauftragte.de/presse/detail/drogenbeauftragte-ludwig-unterstuetzt-jugend-fruehinterventionsprojekt-frida/
https://www.drogenbeauftragte.de/presse/detail/drogenbeauftragte-ludwig-unterstuetzt-jugend-fruehinterventionsprojekt-frida/
https://www.drogenbeauftragte.de/presse/detail/drogenbeauftragte-ludwig-unterstuetzt-jugend-fruehinterventionsprojekt-frida/
https://www.drogenbeauftragte.de/presse/detail/drogenbeauftragte-ludwig-unterstuetzt-jugend-fruehinterventionsprojekt-frida/
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Kokain: Welche Prävention brauchen wir bei Kokain? 

Die Menge an Rückständen von Kokain im Abwasser ist in den letzten 

Jahren gestiegen. Von 1000 Personen koksen 11 mindestens einmal im 

Jahr. Das Zentrum für Interdisziplinäre Suchtforschung an der 

Universität Hamburg untersucht im Auftrag des BMG die Konsumge-

wohnheiten, soziale Hintergründe und Hilfebedarfe von Erwachsenen 

mit einem riskanten oder abhängigen Kokainkonsum.  

„Unser Ziel mit dem Projekt »KOKOS« ist es, 
mehr über die Kokainkonsumentinnen und 
-konsumenten zu erfahren. Wer konsumiert 
und warum? Die Antwort auf diese Frage zu 
finden ist elementar wichtig, um zukünftig 
passgenaue Prävention und Frühintervention 
anzubieten. Schließlich ist Kokain nicht nur 
in Deutschland wieder ein Megathema mit 
extremen gesundheitlichen, aber auch 
gesellschaftlichen Folgeschäden. Der Konsum 
kann mittel- und langfristig zu schwer­
wiegenden körperlichen, psychischen und 
sozialen Veränderungen führen.“

Daniela Ludwig

„Streetwork“ für Jugendliche im Netz – ConAction 

Jugendliche informieren sich meist online – auch zum Thema Drogen. 

Sie tauschen sich in einschlägigen Chats aus oder bestellen psycho

aktive Substanzen auf Internetplattformen. Genau an diesen Orten 

sollte ihnen geholfen werden: Prävention muss dort ansetzen, wo die 

Jugendlichen sind. ConAction, die Jugend-Streetwork-Einrichtung von 

Condrobs, klärt mit „Streetwork im Netz“ über die Gefahren des 

Konsums von Suchtmitteln auf und bietet konkrete Präventions- und 

Hilfsangebote. Diese „aufsuchende“ Suchtarbeit im Netz ist in 

Deutschland einmalig. Das BMG unterstützt dieses Projekt durch eine 

umfassende Evaluation, um zu ermitteln, inwieweit die entwickelten 

Ansätze aufsuchender digitaler Suchtprävention in Zukunft breit 

einsetzbar sind.



36

Jahresbericht 2021 | Suchtprävention

3.6	 Kinder aus suchtbelasteten Familien 

Ein besonderer Präventionsbedarf besteht bei Kindern aus suchtbelaste-

ten Familien. Viele dieser Kinder können sich nicht altersgerecht 

entwickeln und tragen ein hohes Risiko, im weiteren Verlauf ihres Lebens 

selbst eine Suchterkrankung oder eine andere psychische Erkrankung zu 

entwickeln. Studien zeigen, dass nur jedes dritte betroffene Kind gesund 

aufwächst. Das Risiko späterer Erkrankungen lässt sich deutlich reduzie-

ren, wenn sie frühzeitig begleitet und unterstützt werden. Aufbauend auf 

dem Abschlussbericht der von der Bundesregierung eingesetzten 

Arbeitsgruppe „Kinder psychisch und suchtkranker Eltern“ wurden 

zentrale Empfehlungen der Arbeitsgruppe umgesetzt.

Neues Gesetz: Bedarfsgerechte Hilfen und verstärkte 
Zusammenarbeit ermöglichen

Am 10.06.2021 trat das Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugend-

lichen in Kraft. Ihre Unterstützung wird nun flexibler und bedarfsge-

rechter gestaltet sowie die Zusammenarbeit zwischen Ärzteschaft und 

Jugendamt gestärkt. Eltern können künftig einfacher auf Hilfe 

zurückgreifen, wenn sie etwa aufgrund einer psychischen Erkrankung 

vorübergehend für ihr Kind nicht so da sein können, wie es nötig ist: 

Das Gesetz etabliert einen Rechtsanspruch für Eltern auf Unterstüt-

zung zur Alltagsbewältigung in Notsituationen, und zwar ohne Antrag 

beim Jugendamt, ohne Bescheid oder Hilfeplan, sondern schnell und 

unbürokratisch. Eine neue Vorschrift im SGB V verpflichtet zum 

Abschluss von Vereinbarungen zur Zusammenarbeit von Ärztinnen 

und Ärzten sowie Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten mit 

der Kinder- und Jugendhilfe – ein wichtiger Schritt zu einer verbind-

licheren und stärkeren Zusammenarbeit. Ebenfalls verankert das 

Gesetz den uneingeschränkten eigenen Beratungsanspruch von 

Kindern und Jugendlichen gegenüber der Kinder- und Jugendhilfe. Es 

stellt zudem klar, dass auch die Unterstützung von Familien bei der 

Orientierung an den Schnittstellen zu anderen Leistungssystemen zu 

den Aufgaben des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe gehört. 

KidKit: Erste Hilfe im Netz anbieten

Unter www.kidkit.de finden betroffene Jugendliche neben vielen Infos 

eine digitale Initialberatung und die Vermittlung in weitergehende 

regionale Hilfsangebote. Mit dem BMG-finanzierten Projekt „KidKit 

Learning“ konnte das Beratungsangebot weiter ausgebaut werden. 

Zudem ermöglicht das Projekt digitale Seminare für Pädagoginnen 

und Pädagogen sowie Mitarbeitende der Jugendhilfe in allen Bundes-

ländern. Das BMFSFJ wird das darauf aufbauende Projekt „KidKit 

networks — Hilfeangebote für Kinder psychisch erkrankter Eltern“ ab 

10/2021 bis 09/2023 fördern.

 
 
 

https://www.kidkit.de/

http://www.kidkit.de
https://www.kidkit.de/
https://www.kidkit.de/
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Versorgungsnetzwerke für suchtbelastete Familien 
fortentwickeln

Darüber hinaus soll ein Forschungsvorhaben des BMG zu Versorgungs-

netzwerken für betroffene Kinder offengebliebene Fragen beantworten. 

Dabei geht es um die Stellschrauben, die im Hilfesystem justiert werden 

müssen, um die Situation betroffener Kinder weiter zu verbessern. Das 

erarbeitete Wissen soll mittels einer interaktiven Internet-Plattform 

schnell den Akteuren der Arbeitsfelder zur Verfügung gestellt werden. 

 
 
 

https://jugendhilfe-suchthilfe.de/

SHIFT Plus und STAERKE: Erziehungskompetenz stärken

Auch das hilft betroffenen Kindern: Mit dem 2018 gestarteten Projekt 

„SHIFT Plus“ wurde eine Intervention für drogenabhängige Eltern 

entwickelt. Das Projekt beruht auf den Ergebnissen des vom BMG 

geförderten Projekts „Crystal Meth und Familie II“ (2016 - 2018) und dem 

daraus entstandenen „SHIFT-Elterntraining“. Zudem lässt das BMG ein 

„Suchttherapeutisches Akutprogramm für Eltern zur ressourcenorientier-

ten Kompetenzstärkung in der Erziehung – STAERKE“ entwickeln. Das 

ambulante Behandlungsangebot enthält Elemente der suchtmedizini-

schen Behandlung und stärkt die elterlichen Erziehungsfähigkeiten.

Es kann jede und jeden treffen – darum ist Selbsthilfe für betroffe-

ne Eltern so wichtig: Im Juni 2021 startete die Arbeitsgemeinschaft 

der Rheinisch-Westfälischen Elternkreise drogengefährdeter und 

abhängiger Menschen e. V. in NRW (ARWED e. V.) die landesweite 

Kampagne „fragEltern“ zur Entstigmatisierung von Drogenabhän-

gigkeit. Aufgrund des beispielhaften Charakters der Initiative hat 

die Drogenbeauftragte die Schirmherrschaft übernommen. 

 
 
 
https://www.frageltern.de/

Beispielhafte Selbsthilfe für betroffene Eltern

https://jugendhilfe-suchthilfe.de/
https://jugendhilfe-suchthilfe.de/
https://www.frageltern.de/
https://www.frageltern.de/
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Beraten, behandeln, weiterhelfen: Die zweite Säule der Nationalen 

Strategie zur Drogen- und Suchtpolitik umfasst Angebote der 

Behandlung und Beratung.

4.1	 Impulse für eine stabile kommunale 
Suchtberatung 

Wichtigste Säule des Suchthilfesystems in Deutschland ist das 

überwiegend kommunal getragene oder finanzierte System der rund 

1.300 Suchtberatungsstellen. Als erste Ansprechpartner für Hilfesu-

chende, ihre Angehörigen und alle, die eine individuelle Beratung rund 

um das Thema Sucht brauchen, stehen sie in vorderster Reihe. Vielfach 

sind sie zudem lokale Träger der Suchtprävention und bieten ambu-

lante Rehabilitationsleistungen an. Um ihre tragende Aufgabe im 

deutschen Suchthilfesystem ausfüllen zu können, benötigen die 

Suchtberatungsstellen ein stabiles finanzielles Fundament. Die 

Drogenbeauftragte unterstützt die Anstrengungen der Suchthilfeträ-

ger zur Sicherung der Finanzierung: Gerade vor Ort zählen Austausch 

und Informationsvermittlung: Im November 2020 organisierte die 

Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e. V. (DHS) gemeinsam mit 

ihren Mitgliedsverbänden unter ihrer Schirmherrschaft erstmals einen 

bundesweiten Aktionstag Suchtberatung. Unter dem sprechenden 

4	� Behandlung und Beratung Suchtkranker

„Wir brauchen ein stabiles Beratungssystem 
vor Ort. Das ist das Rückgrat unseres 
Hilfesystems. Gerade jetzt nach der Corona­
pandemie müssen Kommunen finanziell und 
personell gut ausgerüstet werden. 
Suchterkrankungen müssen viel stärker in 
den Blick genommen werden, denn sie haben 
Auswirkungen auf nahezu alle Bereiche 
unserer Gesellschaft.“

Daniela Ludwig

Motto „Kommunal wertvoll!“ wiesen Suchtberatungsstellen auf die 

Bedeutung der kommunalen Strukturen hin und machten auf Proble-

me aufmerksam – insbesondere die unzureichende Finanzierungs

situation vor dem Hintergrund der Pandemiesituation. Im Jahr 2021 ist 

für den 10. November ein weiterer Aktionstag geplant.
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4.2	 Digitalisierung der Suchtberatung wird 
gefördert

In vielen Lebensbereichen ist die digitale Welt etabliert. Auch in der 

Suchthilfe bietet sie große Potenziale, etwa um Zielgruppen besser zu 

erreichen. Vor allem im ländlichen Raum fehlen bereits heute häufig 

Angebote einer qualifizierten Suchtberatung. Und die Pandemie hat 

gezeigt: Strukturierte digitale Angebote können Hilfesuchende effektiv 

unterstützen. Aber auch jenseits von Krisen spielen digitaler Kontakt 

und digitale Beratung von Suchtkranken sowie Angehörigen eine 

immer wichtigere Rolle.

Den digitalen Wandel aktiv mitgestalten: Gefördert durch das BMG 

hat die Hessische Landesstelle für Suchtfragen ein Curriculum als 

Grundlage eines Qualifizierungsprogramms für „Digitale Lotsen“ 

entwickelt und erfolgreich erprobt. Im Zentrum steht die Qualifizie-

rung von Multiplikatoren, die in ihren Einrichtungen die Digitalisierung 

der Suchthilfe aktiv gestalten. Das Projekt DigiSucht wiederum hat ein 

Konzept für ein bundesweites digitales Beratungsangebot der 

Suchthilfe unter Einbeziehung relevanter Akteure der Suchthilfe 

erarbeitet. Auf Basis dieses Konzeptes fördert das BMG bis zum 

30.09.2023 den Aufbau einer trägerübergreifenden Suchtberatungs-

plattform und ihre modellhafte Erprobung. Nach Abschluss der 

Modellphase ist die Fortführung der Suchtberatungsplattform durch 

die Länder vorgesehen.

 
 
https://www.hls-online.org/arbeitsbereiche/
suchthilfe/themenfelder/digitale-lotsen/

 
 
 
https://delphi.de/entwickeln/
konzeption-digitale-suchtberatung/

https://www.hls-online.org/arbeitsbereiche/suchthilfe/themenfelder/digitale-lotsen/
https://www.hls-online.org/arbeitsbereiche/suchthilfe/themenfelder/digitale-lotsen/
https://delphi.de/entwickeln/konzeption-digitale-suchtberatung/
https://delphi.de/entwickeln/konzeption-digitale-suchtberatung/
https://www.hls-online.org/arbeitsbereiche/suchthilfe/themenfelder/digitale-lotsen/
https://delphi.de/entwickeln/konzeption-digitale-suchtberatung/
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4.3	 IMPELA: Alkoholbezogene Störungen 
besser behandeln

Allein in Deutschland gelten rund 1,6 Millionen. Menschen als 

alkoholabhängig. Um ihnen optimal helfen zu können, ist es wichtig, 

die leitliniengerechte Versorgung im medizinischen und psychosozia-

len Bereich zu verbessern und eine professionelle Behandlung 

sicherzustellen. Im Rahmen des vom BMG geförderten Projekts 

IMPELA (Implementierung und Evaluation der S3-Leitlinie zu 

Screening, Diagnose und Behandlung alkoholbezogener Störungen) 

werden bedarfsgerechte Umsetzungsstrategien für die S3-Leitlinie 

„Alkoholbezogene Störungen“ entwickelt. Mit den Ergebnissen liegen 

wichtige Ansätze für eine Verbesserung der Versorgung dieser 

Patientengruppe vor. In einem Folgeprojekt sollen ab 01.11.2021 die 

Effekte der Umsetzungsstrategien auf die Leitlinienkenntnis und die 

Umsetzung von Leitlinienempfehlungen im Bundesland Bremen 

untersucht werden.

4.4	 FASD: Folgen von Alkoholkonsum in der 
Schwangerschaft lindern

Der Begriff FASD (Fetal Alcohol Spectrum Disorders – Fetale Alkohol-

spektrumstörungen) umfasst Schäden an Kindern, die durch Alkohol-

konsum in der Schwangerschaft verursacht wurden. Die Bundesregie-

rung unterstützt das FASD-Kompetenzzentrum beim Integrierten 

Sozialpädiatrischen Zentrum im Klinikum der Universität München. Im 

Jahr 2021 entstand unter anderem eine Eltern-App, die Eltern von 

Kindern und Jugendlichen mit FASD unterstützt. Zudem standen die 

Entwicklung patientenzentrierter und systematischer Interventions- 

und Rehabilitationsmodule sowie die Erarbeitung eines Versorgungs-

konzepts zur bundesweiten Implementierung im Fokus. Ab November 

2021 werden in einem Folgeprojekt digitale Strukturen und Tools neu 

und weiterentwickelt, um die Versorgung für Kinder und Jugendliche 

mit FASD und ihre Familien in ganz Deutschland zu verbessern.

 
 

https://www.deutsches-fasd-kompetenzzentrum-
bayern.de/fasd-app-fuer-eltern/

https://www.deutsches-fasd-kompetenzzentrum-bayern.de/fasd-app-fuer-eltern/
https://www.deutsches-fasd-kompetenzzentrum-bayern.de/fasd-app-fuer-eltern/
https://www.deutsches-fasd-kompetenzzentrum-bayern.de/fasd-app-fuer-eltern/


42

Jahresbericht 2021 | Schadensreduzierung



43

Jahresbericht 2021 | Schadensreduzierung

5	 Schadensreduzierung
Im Fall der Fälle zählt jede Hilfe: Die dritte Säule der Nationalen 

Strategie der Drogen- und Suchtpolitik umfasst Überlebenshilfen und 

Maßnahmen zur Schadensreduzierung. Diese dienen etwa dazu, 

drogenbedingte Todesfälle oder konsumbedingte Infektionen zu 

verhindern. Darüber hinaus ist es wichtig, die gesundheitliche und 

soziale Situation von Drogenkonsumenten und -konsumentinnen zu 

verbessern. Schließlich schafft vielfach erst die gesundheitliche und 

soziale Stabilisierung die Voraussetzungen für weitere therapeutische 

Maßnahmen.

„Von Beginn meiner Amtszeit an habe ich 
immer wieder hervorgehoben, wie wichtig, 
teilweise lebenswichtig, Instrumente der 
Schadensminimierung sind. Es geht im Kern 
darum, bessere Hilfe, wirksame Prävention 
und moderne Maßnahmen zum Gesundheits­
schutz umzusetzen. Wir müssen realistisch 
sein: Drogenkonsum wird es immer geben. 
Weder durch strafrechtliche Daumen­
schrauben noch durch eine völlige Freigabe 
werden wir erreichen, dass Menschen 
komplett drogenfrei leben.“

Daniela Ludwig

5.1	 Substitutionsversorgung sichern

Die Drogenersatztherapie – auch Substitution genannt – ist eine seit 

Langem etablierte Behandlungsform. Ihr wichtigstes Ziel ist die 

gesundheitliche und soziale Stabilisierung Opioidabhängiger. Nach wie 

vor ist die Versorgungslage in Deutschland vor allem in ländlichen 

Gegenden verbesserungsbedürftig. Immer mehr Substitutionsärztin-

nen und -ärzte gehen in den Ruhestand. Gleichzeitig finden sich viel zu 

wenige neue Ärztinnen und Ärzte, die substituieren wollen, obwohl 

sich Patientinnen und Patienten zunehmend für diese Behandlung 

entscheiden. Mit der 3. Verordnung zur Änderung der Betäubungsmit-

tel-Verschreibungsverordnung (BtMVV) von 2017 wurden Inhalt und 

Struktur der betäubungsmittelrechtlichen Regelungen zur Substitu-

tionstherapie opioidabhängiger Patientinnen und Patienten an den 

wissenschaftlichen Erkenntnisfortschritt und die aktuellen praktischen 

Bedürfnisse angepasst. Insbesondere wurden die rechtlichen Rahmen-

bedingungen für die Durchführung einer Substitutionstherapie mit 

dem Ziel der Rechtsklarheit ausgestaltet und die Möglichkeiten der 

Behandlung erweitert. 

Die Drogenbeauftragte setzt sich intensiv für den Erhalt und Ausbau 

eines flächendeckenden Substitutionsangebots und eine 

durchgehende Versorgung auch in Krisenzeiten ein.
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5.2	 Anpassung der BtMVV in der Pandemie

Mit der SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungsverordnung wurden 

mehrere Regelungen der Betäubungsmittel-Verschreibungsverord-

nung (BtMVV) an die Umstände der Corona-Pandemie angepasst. Die 

entsprechenden Regelungen sind im April 2020 in Kraft getreten und 

bleiben bis Ende März 2022 in Kraft. Damit auch hier ein hoher 

Infektionsschutz möglich ist, kann die Substitutionstherapie ohne die 

ansonsten erforderliche intensive Kontaktfrequenz zwischen substitu-

ierenden Ärztinnen und Ärzten sowie Substitutionspatientinnen und 

-patienten durchgeführt werden. Unter anderem dürfen Substitu-

tionsärztinnen und -ärzte in Fällen, in denen ein Substitutionsmittel 

nach den sonst geltenden Vorgaben der BtMVV nur zum unmittelba-

ren Verbrauch in der Praxis überlassen werden darf (in der Regel 

täglich), dieses ausnahmsweise für bis zu sieben Tage zur eigenverant-

wortlichen Einnahme verschreiben. Darüber hinaus können Substitu-

tionsärztinnen und ‑ärzte mehr Patientinnen und Patienten behandeln, 

als dies im Normalbetrieb zulässig ist. Auch erleichtern die Ausnahme-

regelungen die Vertretung der Substitutionsärztinnen und -ärzte 

untereinander.

„Im April 2020 haben wir die bestehenden 
Regeln ganz schnell an die Pandemielage 
angepasst. Damit ist es nicht nur gelungen, 
eine stabile Versorgung sicherzustellen. Die 
Anzahl der Substituierten ist sogar gestiegen! 
Das ist wirklich erfreulich, dass es uns in 
dieser Situation gelungen ist, mehr Menschen 
zu behandeln. Darauf müssen wir jetzt auf­
bauen. Mein Ziel ist es, die Substitution jetzt, 
aber auch in Zukunft zu stärken und die 
Versorgung auszubauen. Das sind wir den 
suchtkranken Menschen in Deutschland 
schuldig!“

Daniela Ludwig



ABBILDUNG 14

Drogenbeauftragte Daniela Ludwig beim digitalen Runden Tisch
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5.3	 Strukturierter Dialog: Runde Tische 
Substitutionsversorgung

Darüber hinaus lud die Drogenbeauftragte die Akteure der Substitu-

tionsversorgung zu einem strukturierten Dialog ein. Das Ziel: Lösun-

gen finden, um die Lücken in der flächendeckenden Versorgung für 

Substitutionspatientinnen und -patienten zu schließen. 

 
1. Runder Tisch: Schlüsselakteur Kassenärztliche Vereinigungen 

Bereits im Juni 2020 hat die Drogenbeauftragte Vertreterinnen und 

Vertreter der Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen), der Kassenärzt-

lichen Bundesvereinigung und der Bundesärztekammer zum 1. Run-

den Tisch Substitutionsversorgung eingeladen. Hierbei ging es vor 

allem darum, ein gemeinsames Verständnis der unzureichenden 

Versorgungssituation zu erlangen und die Handlungsmöglichkeiten 

der KVen zu identifizieren. Nahezu alle KVen sagten ein größeres 

Engagement zur Sicherstellung der Substitutionsversorgung zu.

2. Runder Tisch: Zukunftsfaktor Kooperationen und Vernetzung

Im Rahmen einer digitalen Konferenz wurde der Austausch beim 

2. Runden Tisch im März 2021 fortgesetzt. Dabei ging es vor allem um 

Kooperationsformen: Kooperation und Vernetzung gelten als wichtige 

Bausteine zur Sicherung der Substitutionsversorgung. Zahlreiche 

bereits bestehende gute und zukunftsfähige Initiativen konnten 

identifiziert werden. Viele von ihnen sind übertragbar auf andere 

Regionen.



ABBILDUNGEN 15, 16

Webumfrage unter Medzinstudierenden in Kooperation mit der Bundesvertretung der Medizinstudierenden e. V.
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Frage 1: Für wie wichtig halten Sie das Thema Suchterkrankungen 
im Medizinstudium?
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Frage 2: Sind Sie in Ihrer Ausbildung mit konkreten klinischen 
Behandlungssituationen der Suchtmedizin vertraut gemacht worden?
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3. Runder Tisch: Junge Ärztinnen und Ärzte gesucht 

Der 3. Runde Tisch im Juni 2021 widmete sich der Nachwuchsgewin-

nung und dem Themenblock Aus-, Fort- und Weiterbildung im 

Kontext Substitution. Am Dialog nahmen die Landesärztekammern, 

die Bundesärztekammer und die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie 

und Psychotherapie sowie der Bundesverband der 

Medizinstudierenden teil. Von allen Beteiligten wurde die Bedeutung 

der Nachwuchsgewinnung für die Sicherstellung der Substitutionsver-

sorgung betont. Sowohl die Fachorganisationen als auch die Kammern 

sagten zu, sich in diesem Bereich stärker zu engagieren.



ABBILDUNG 13

Gemeinsames Interview mit dem Präsidenten der Bundesärztekammer 
Dr. Klaus Reinhardt
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5.4	 Gemeinsame Initiative „Substitutions-
therapie – Wege zurück ins Leben“ 

Im Jahr 2021 startete die Drogenbeauftragte gemeinsam mit der 

Bundesärztekammer die Initiative „Substitutionstherapie – Wege 

zurück ins Leben“. Diese zielt darauf ab, Ärztinnen und Ärzte für das 

Thema Substitutionstherapie zu sensibilisieren und für diese Therapie-

form zu gewinnen. Die Initiative unterstützt zudem die Entstigmatisie-

rung von substituierenden Ärztinnen und Ärzten sowie Patientinnen 

und Patienten. Medienpartner ist das „Deutsche Ärzteblatt‘“. Entwickelt 

wurden Infomaterialien rund um den konkreten Praxisalltag sowie ein 

virtueller Praxisrundgang unter www.substitution-vor-ort.de.

http://www.substitution-vor-ort.de
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Ein breites Bündnis zur Stärkung der Substitutionsversorgung 

sammelt sich hinter der Kampagne „100.000 Substituierte bis 

2022“ der Deutschen Aidshilfe, des JES-Bundesverbands und des 

akzept e. V. Auch hier werden gemeinsam Lösungswege erarbeitet, 

um Deutschlands Substitutionsangebot zu verbessern. Gemein-

sam sollen mehr Suchtkranke in die Substitution gebracht und 

mehr Behandlungen ermöglicht werden. Die Drogenbeauftragte 

unterstützt die Kampagne aktiv als Schirmherrin. 

 
 
 
https://www.jes-bundesverband.de/
projekte/100000-substituierte-bis-2022/

100.000 Substituierte bis 2022:  
Deutschlands Substitutionsangebot verbessern

ABBILDUNG 17

Einblick in eine Substitutionspraxis

virtueller Rundgang Substitutionspraxis: 
https://www.drogenbeauftragte.de/substitution/

https://www.jes-bundesverband.de/projekte/100000-substituierte-bis-2022/
https://www.jes-bundesverband.de/projekte/100000-substituierte-bis-2022/
https://www.frageltern.de/
https://www.drogenbeauftragte.de/substitution/
https://www.drogenbeauftragte.de/substitution/
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Im Januar 2021 veröffentlichte das Bundesinstitut für Arzneimittel 

und Medizinprodukte (BfArM) seinen jährlichen Bericht zum 

Substitutionsregister. Die wichtigsten Ergebnisse im Überblick:

•	 Die Anzahl der gemeldeten Substitutionspatienten ist in den 

letzten zehn Jahren insgesamt leicht angestiegen und lag am 

01.07.2020 bei 81.300 Patienten. 

•	 Während der Pandemie-Lockdowns im März/April und im 

November/Dezember 2020 ist die Anzahl der Substitutions

patientinnen und -patienten leicht gestiegen: Nach dem ersten 

Lockdown von nahezu 80.350 (Stichtag 01.03.2020) auf 81.250 

(Stichtag 01.05.2020). Im weiteren Jahresverlauf lag sie konstant 

zwischen 81.000 und 81.600. 

•	 Im Vergleich zum Jahr 2019 ergibt sich ein Anstieg von zwei 

Prozent. In den Vorjahren 2016 bis 2019 lag der Anstieg jeweils 

unter ein Prozent. 

•	 2020 haben insgesamt 2.545 Substitutionsärztinnen und -ärzte 

Substitutionspatientinnen und -patienten an das beim Bundes

institut für Arzneimittel und Medizinprodukte geführte Substitu-

tionsregister gemeldet. 

•	 Der Trend der leicht sinkenden Anzahl substituierender Ärzte 

und Ärztinnen hält an.

In der nach Landkreisen und kreisfreien Städten aufgegliederten 

Landkarte ergibt sich hinsichtlich der meldenden, substituierenden 

Ärzte nachfolgendes Bild (Abbildung 18).

Substitutionsregister 2020: Mehr Patientinnen und Patienten trotz Corona

TABELLE 3

Übersicht zur Substitutionsbehandlung in den Bundesländern

Quelle: Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte/Substitutionsregister

Bundesland
gemeldete Patienten 

am Stichtag 01.07.2020
substituierende 

Ärzte 2020
Baden-Württemberg 10.435 399

Bayern 9.059 336

Berlin 5.823 147

Brandenburg 114 17

Bremen 1.759 57

Hamburg 3.938 92

Hessen 7.778 217

Mecklenburg-Vorpommern 304 29

Niedersachsen 7.758 258

Nordrhein-Westfalen 26.041 726

Rheinland-Pfalz 2.359 85

Saarland 664 19

Sachsen 767 47

Sachsen-Anhalt 712 33

Schleswig-Holstein 3.434 123

Thüringen 402 22

http://www.bfarm.de/DE/Bundesopiumstelle/
Substitutionsregister/_node.html#vt-sprg-6

http://www.bfarm.de/DE/Bundesopiumstelle/Substitutionsregister/_node.html#vt-sprg-6
http://www.bfarm.de/DE/Bundesopiumstelle/Substitutionsregister/_node.html#vt-sprg-6
http://www.bfarm.de/DE/Bundesopiumstelle/Substitutionsregister/_node.html#vt-sprg-6





